
schaftssekretäre. Da nun die Mitglieder der katholischen Arbeitervereine zum
größten Teil den christlichen Gewerkschaften angehörten, drohte bei einem Über¬

tritt in die DAF unter gleichzeitiger Löschung der ehemaligen Mitgliedschaft der
Verlust aller bisherigen Anwartschaften auf bestehende Leistungen (Krankengeld,
Arbeitslosenhilfe, Invalidenrente, Sterbegeld bei den gewerkschaftlichen Unter¬

stützungskassen). Im Weigerungsfall drohte den katholischen Arbeitern natürlich
der Verlust des Arbeitsplatzes, und da die Arbeitsfront den Anspruch erhob, allein
die Arbeitnehmer vor Arbeitsgerichten, Versorgungsämtem und Schiedsstellen
vertreten zu können, war mit einer weiteren Benachteiligung der ausgeschlossenen
katholischen Arbeiter zu rechnen.

Kirchlicherseits beklagte man die materielle Benachteiligung und Diffamierung:
"Treudeutsche Männer werden deshalb zurückgesetzt, weil sie den Weisungen ih¬
rer Kirche gefolgt sind und Mitglieder von katholischen Arbeitervereinen wur¬

den."43 Zur Frage der Doppelmitgliedschaft wurde argumentiert, daß die Arbeiter¬
vereine schließlich keine gewerkschaftlichen Organisationen seien. Sie seien zu
keiner Zeit Träger oder Organ in Betrieb und Wirtschaft gewesen; die neuen Ver¬
einssatzungen würden ausdrücklich jede gewerkschaftliche und politische Betäti¬
gung verbieten, und die auf das Wirtschaftliche und Berufliche hinzielende Erzie¬
hung erfolge gemäß den päpstlichen Enzykliken. Dies bedeutete noch keine völlige
Abkehr von den völkischen Zielen des NS-Staates, und so argumentierte man
kirchlicherseits: "Zu dieser Aufgabe sind die Arbeitervereine von Päpsten und Bi¬
schöfen aufgerufen worden. Das gilt sowohl in dem hinter uns liegenden Zeitab¬
schnitt als auch für die anders gearteten Verhältnisse der Gegenwart. Darüber darf
kein Zweifel herrschen: Eine echte berufsständische Ordnung bedarf der Überwin¬
dung des Klassendenkens von innen her und einer tieferen aus dem Religiösen
quellenden Begründung des volksgemeinschaftlichen Zusammenlebens, wie wir es
in den Arbeitervereinen immer erstrebt haben."44

Wie sehr die DAF in Verbindung mit dem Reichsstand des Deutschen Handwerks
und der Industrie in den Staatsbetrieben oder in eigener Sache wirtschaftlichen
Dmck ausübte, geht aus einem Bericht vom Sommer 1935 über die Lage im Bi¬
stum Speyer hervor45 . Danach hatten in den zurückliegenden Wochen verschiede¬

43 Ebd. Abt. 113, Nr. 27.
44 Ebd. Abt. 113, Nr. 27.
45 Ber. zur Lage v. Sommer 1935. AB Speyer, Bl, A-XV-14, Bl. 40. Kompetenzabgrenzungen und geän¬

derte Zielsetzungen lassen sich bis in die Kriegszeit hinein feststellen. In einem Schreiben des

Gauamtsleiters, NSDAP-Gauleitung Westmark v. 24.11.1942 betr. Zusammenarbeit des RDB und der

DAF-Walter in den Behörden geht es z.B.um die Vereinbarung zwischen DAF und RDB v. 25.9.1942

(RDB-Mitteilungsblatt, Folge 3/1942, Abschn. B, Nr. 18/42) betr. Außerkraftsetzung der früheren

Vereinbarung über die Bildung und die Aufgaben der NS- Zellen. Die Durchführung der Maßnahmen

über die Bildung von NS-Zellen in Behörden wurde bis aufweiteres zurückgestellt, und es galten über

die Zusammenarbeit der Amtswalter des RDB und der DAF die in der Vereinbarung zwischen dem

RDB und der DAF v. 22.12.1935 festgelegten Grundsätze (s. Runderlasse d. RMdl). Danach waren

Arbeit und Aufgaben der Walter der DAF in privaten Wirtschaftsuntemehmen von denen in Behörden
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